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1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an das Eid-
genössische Justiz- und Polizeidepartement EJPD. 

 
 

Begründung 
Der Regierungsrat begrüsst das Abkommen zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und dem Vereinigten Königreich von Grossbritannien und 
Nordirland über die Rechte der Bürgerinnen und Bürger infolge des Austritts 
des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union und des Wegfalls 
des Freizügigkeitsabkommens. Das Abkommen garantiert den Bürgerinnen 
und Bürgern der beiden Staaten die Beibehaltung ihrer unter dem FZA er-
worbenen Rechte (Besitzstand). Damit wird die notwendige Rechtssicherheit 
für eine weiterhin gute und stabile Zusammenarbeit der beiden Länder ge-
schaffen.  
 

                                                                                            
 

 


